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(Nr. 1279.) Verordnung, betreffend die Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug auf 
ſolche Militärperſonen, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobil; 
machung verlaſſen haben. Vom 20. Januar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Konig 
von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 71 des Geſetzes über die Beurkundung des Per⸗ 


ſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 23), 
im Namen des Reichs, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Beurkundung im Allgemeinen. 
§. 1. 

Die Beurkundung des Perſonenſtandes in Bezug auf ſolche Militärperſonen, 
welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung verlaſſen haben, erfolgt 
durch die auf Grund der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen vom Staate 
beſtellten Standesbeamten mittelſt Eintragung in die dazu beſtimmten Regiſter. 

§. 2. 
Als Militärperſonen gelten im Sinne dieſer Verordnung für die Dauer 
einer Mobilmachung außer den zum Heere gehörenden Militärperſonen alle die⸗ 
jenigen Perſonen, welche ſich in irgend einem Dienſt⸗ oder Vertragsverhältniſſe 
bei dem Heere befinden oder ſonſt ſich bei demſelben aufhalten oder ihm folgen, 
einſchließlich von Kriegsgefangenen. 

Zweiter Abſchnitt. 
Beurkundung der Geburten. 

Her. 

Für die Beurkundung von Geburten, welche ſich innerhalb des Gebiets 
des Deutſchen Reichs ereignen, ſind die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 


maßgebend. 
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$. 4. 

Bei Geburten außerhalb des Gebiets des Deutſchen Reichs geſchieht die 
Anzeige an den zuſtändigen Standesbeamten durch den Kommandeur oder Vorſtand 
derjenigen Behörde oder den Kommandeur derjenigen Truppe, bei welcher ſich 
die Mutter bei ihrer Niederkunft aufhält, bezw. vor ihrer Niederkunft zuletzt 
aufgehalten hat. 

Dem betreffenden Kommandeur oder Vorſtand iſt die Geburt durch diejenige 
Perſon anzuzeigen, welche nach $. 18 des Geſetzes zur Anzeige an den Standes⸗ 
beamten verpflichtet ſein würde, wenn die Geburt innerhalb des Gebiets des 
Deutſchen Reichs ſich ereignet hätte. Die Anzeige erfolgt entweder unmittelbar 
oder durch Vermittelung des nächſten mit Disziplinarſtrafgewalt verſehenen 
militäriſchen Vorgeſetzten. 

F. 5 


Für die Beurkundung der im $. 4 dieſer Verordnung bezeichneten Geburten 
iſt derjenige Standesbeamte zuſtändig, in deſſen Bezirk die Mutter ihren bisherigen 
Wohnſitz gehabt hat, und wenn ein Wohnſitz derſelben im Inlande nicht bekannt 
iſt, der Standesbeamte desjenigen Bezirks, in welchem dieſelbe geboren iſt. 


GR: 
Für den Inhalt der Geburtsanzeigen iſt der $. 22 des Geſetzes maßgebend. 


Dritter Abſchnitt. 
Form und Beurkundung der Eheſchließung. 


Er 

Eheſchließungen von Militärperſonen, welche ihr Standquartier nach ein⸗ 
getretener Mobilmachung verlaſſen haben, erfolgen innerhalb des Gebiets des 
Deutſchen Reichs nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Außer den im F. 42 des Geſetzes genannten zuſtändigen Standesbeamten 
iſt auch derjenige Standesbeamte zuſtändig, in deſſen Bezirk der Verlobte ſeinen 
augenblicklichen dienſtlichen Aufenthalt hat. 

$. 8. 
33 Die Diviſions⸗Kommandeure, ſowie die mit höheren oder gleichen Befug⸗ 
, rere niſſen ausgerüſteten Militärbefehlshaber find ermächtigt, für Eheſchließungen der 
K a ihnen untergebenen Militärperſonen, wenn dieſelben außerhalb des Gebiets des 


rn 
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ne Dteutſchen Reichs erfolgen, die Verrichtungen der Standesbeamten — unter 
%, Beachtung des F. 3 Abſatz 3 des Geſetzes — einem oberen Militärbeamten als 
Stellvertreter des zuſtändigen Standesbeamten (F. 11) zu übertragen. 
8. 2. 
Vor der Eheſchließung haben die Verlobten dem Beamten G. 8) die 
Dispenſation von dem Aufgebot (§. 50 des Geſetzes) oder eine Beſcheinigung 
des zuſtändigen Standesbeamten ($. 11) des Inhalts vorzulegen, daß und wann 
das Aufgebot vorſchriftsmäßig erfolgt iſt und daß Ehehinderniſſe nicht zu ſeiner 
Kenntniß gekommen ſind. 


1 


Wird eine lebensgefährliche Krankheit, welche einen Aufſchub der Ehe⸗ 
ſchließung nicht geſtattet, ärztlich beſcheinigt, fo kann der Beamte (F. 8) auch 
ohne Aufgebot die Eheſchließung vornehmen. 

§. 105 
Ueber eine auf Grund des $. 8 dieſer Verordnung vollzogene Eheſchließung 
wird eine Urkunde aufgenommen, welche die im $. 54 des Geſetzes beſtimmten 
Angaben enthalten ſoll und auf welche die Vorſchriften des §. 13 Abſatz 2 und 4 
des Geſetzes entſprechende Anwendung finden. 

Der Militärbefehlshaber, welcher den Stellvertreter beſtellt hat, hat dieſe 
Beſtellung auf der Urkunde zu beſcheinigen. 

Die Urkunde iſt demnächſt dem zuſtändigen Standesbeamten und, wenn 
mehrere zuſtändige Standesbeamte vorhanden ſind, einem derſelben behufs der 
Eintragung in das Heirathsregiſter zu überſenden. Eine Abſchrift derſelben wird 
bei der Militärbehörde aufbewahrt. 


Für die Eintragung einer nach Maßgabe des F. 8 dieſer Verordnung erfolgten 
Eheſchließung iſt derjenige Standesbeamte zuſtändig, in deſſen Bezirk einer der Ver⸗ 
lobten ſeinen bisherigen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthaltsort gehabt 
hat, und wenn ein Wohnſitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort derſelben im Inlande 
17 le iſt, der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der Verlobten ge⸗ 

oren iſt. 


Vierter Abſchnitt. 
Beurkundung der Sterbefälle. 
Sl 

Bei Sterbefällen von Militärperſonen, welche ihr Standquartier nach ein⸗ 
getretener Mobilmachung verlaſſen haben, macht es hinſichtlich der Art und Weiſe 
der Beurkundung keinen Unterſchied, ob dieſe Sterbefälle innerhalb oder außer⸗ 
halb des Gebiets des Deutſchen Reichs erfolgen. 

Für die Beurkundung derſelben ift derjenige Standesbeamte zuſtändig, in 
deſſen Bezirk der Verſtorbene ſeinen letzten Wohnſitz gehabt hat, und wenn ein 
Wohnſitz desſelben im Inlande nicht bekannt iſt, der Standesbeamte desjenigen 
Bezirks, in welchem der Verſtorbene geboren iſt. 

F. 13. 

Die Eintragung in das Sterberegiſter erfolgt auf Grund einer ſchriftlichen 
dienſtlich beglaubigten Anzeige. 

Dieſe Anzeige ſoll außer den im §. 59 des Geſetzes aufgeführten Angaben einen 
Vermerk über die Todesurſache enthalten. Die Sterbeanzeige iſt — unter Berückſichti⸗ 
gung der obwaltenden kriegeriſchen Verhältniſſe — zu erſtatten, ſobald der Sterbefall 
und die Perſönlichkeit des Verſtorbenen durch dienſtliche Ermittelung feſtgeſtellt iſt. 


§. 14. 
Die Anzeige der Sterbefälle geſchieht: 


a) hinſichtlich derjenigen Militärperſonen, welche zu einer Behörde gehören, | 


durch den Kommandeur oder Vorſtand der Behörde; 
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b) hinſichtlich derjenigen Militärperſonen, welche zu einer Truppe gehören, 
durch den Regiments⸗Konnnandeur oder den in gleichem Verhältniß 
ſtehenden Befehlshaber der Truppe oder durch den Kommandeur des 
betreffenden Erſatztruppentheils. 

Die Verpflichtung zu ſolcher Anzeige erſtreckt ſich auf die Sterbefälle ſämmt⸗ 

licher im F. 2 dieſer Verordnung genannten Militärperſonen, inſoweit ein für die 
Beurkundung des Sterbefalles zuſtändiger deutſcher Standes beamter vorhanden iſt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
$. 15. 

Iſt eine erſtattete Anzeige zu berichtigen, weil als unbekannt eingetragene 
Verhältniſſe ($. 59 Abſatz 2 des Geſetzes) ſpäter bekannt geworden ſind, oder 
weil nach ſpäterer dienſtlicher Ermittelung die frühere Anzeige als dem Sach⸗ 
verhalte nicht entſprechend ſich darſtellt, ſo iſt dem zuſtändigen Standesbeamten 
mee Anzeige zu erſtatten. 

Dieſe Anzeige iſt von dem Standesbeamten der Aufſichtsbehörde behufs 
Veranlaſſung der Berichtigung der geſchehenen Eintragung vorzulegen. 


§. 16. 


Sobald die Militärperſonen in ihr Standaquartier zurückgekehrt find, oder 
nachdem die Truppe oder Behörde, zu welcher ſie gehörten, demobil geworden 


oder aufgelöſt iſt, kommen die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zur An⸗ 
wendung. 
F. 17. 


Inſoweit die vorſtehende Verordnung nicht ausdrücklich Abweichungen 
feſtſetzt, bleiben für die ſonſtigen Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug 


auf Militärperſonen, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung 
verlaſſen haben, lediglich die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen maßgebend. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. Januar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Otto Graf zu Stolberg. 
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